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Entschließungsantrag 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
Vertrauen statt Misstrauen: Hochschulen durch Autonomie, klare Regeln und verlässli-
che Grundfinanzierung wirklich stärken 
 
 
zu dem „Gesetz betreffend die Stärkung der Hochschullandschaft (Hochschulstärkungs-
gesetz)“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/16798 
Beschlussempfehlung und Bericht des Wissenschaftsausschusses 
Drucksache 18/19909 
 
 
 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Nordrhein-Westfalen ist ein starker Standort für Wissenschaft, Forschung und Lehre. Die Uni-
versitäten, Hochschulen für angewandte Wissenschaften sowie Kunst- und Musikhochschulen 
des Landes leisten jeden Tag einen unverzichtbaren Beitrag für Bildung, Innovation, Transfer, 
Fachkräftesicherung, Demokratie, kulturellen und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Junge 
Menschen genauso wie bereits beruflich Qualifizierte finden an unseren Hochschulen Ange-
bote in zentralen technologischen Zukunftsbereichen (z. B. Künstliche Intelligenz, Cyber-/Da-
tensicherheit, Gesundheit, Klima, Energie und Mobilität). Ebenfalls steuern die Hochschulen 
wichtige Impulse bei zu den drängenden Herausforderungen der Gesellschaftsentwicklung (z. 
B. demokratische Partizipation, Integration oder konfliktfreies Miteinander). 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung erkennt selbst an, dass die nordrhein-westfälischen 
Hochschulen für Forschung, Lehre und Weiterbildung elementarer Bestandteil sind, dass ihr 
traditionell hohes Maß an Selbstverwaltung und Freiheit ein entscheidender Standortvorteil ist 
und dass sich das partnerschaftliche Verhältnis zwischen Land und Hochschulen bewährt hat.1 
Die wahrgenommene Freiheit und Verantwortung unserer Hochschulen verdienen deshalb un-
sere Unterstützung und unser Vertrauen.  
 
Genau aus dieser zutreffenden Diagnose muss jedoch nicht mehr staatliche Detailsteuerung, 
sondern mehr Vertrauen in die eigenverantwortliche Leistungsfähigkeit der Hochschulen fol-
gen. Der Gesetzentwurf und der Änderungsantrag lassen das jedoch in weiten Teilen vermis-
sen und sehen mehr staatliche Detailsteuerung und Beschränkungen vor. 

 
1 Vgl. Drs. 18/16798, Seite 1. 
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Insbesondere der neue Teil 10 unter dem Titel „Sicherheit und Redlichkeit in der Hochschule“ 
wird kritisiert – nicht nur weil er weitere ministerielle Steuerungsmöglichkeiten vorsieht, etwa 
bei Digital-Zuweisungseinrichtungen und Leistungen zur ausschließlichen Wahrnehmung2, 
sondern weil das Nebeneinander der Redlichkeits- und Integritätsverfahren, den Sonderrege-
lungen zum Disziplinarrecht sowie zusätzliche Gefahrenabwehrinstrumente zu Zielkonflikten 
führen kann.3 Hochschulen müssen sichere Orte sein und die Grundrechte der Studierenden 
und Beschäftigen wie auch der Lehrenden schützen.  
 
Hochschulen sind ein Ort des wissenschaftlichen Diskurses sowie des gesellschaftlichen und 
kulturellen Austauschs. Es gilt insbesondere, eine wertschätzende Kultur zu leben und wis-
senschaftliche Redlichkeit zu sichern, Machtmissbrauch und Übergriffigkeit zu verhindern, in 
Krisensituationen zu unterstützen sowie jeglicher Form von Rassismus, Antisemitismus und 
andere Formen der Diskriminierung entschieden entgegenzutreten. Die grundgesetzlich ver-
ankerte Wissenschaftsfreiheit schützt kontroverse Forschung und offene Debatte, aber nicht 
Einschüchterung, Gewalt, Bedrohung oder antisemitische Diskriminierung. Leider haben Be-
richte über Machtmissbrauch oder zunehmenden Antisemitismus an Hochschulen aufgezeigt, 
dass zwar vieles bereits auf den Weg gebracht wurde, es aber immer noch Handlungsbedarf 
gibt. Wir erkennen aber die bisherigen Leistungen unserer demokratisch verfassten Hochschu-
len ausdrücklich an, die die sinnvollen oder gar notwendigen Veränderungen initiiert oder ver-
festigt haben, um eine wertschätzende Kultur zu ermöglichen. 
 
Der Gesetzentwurf geht einen anderen Weg. Statt Vertrauen begegnet den Hochschulen Miss-
trauen. Auch wenn die Ziele unstreitig sind, beinhaltet der Gesetzentwurf ein kleinteiliges Re-
gelwerk in nicht geklärter Abgrenzung zu anderen rechtlichen Verfahren. Die Hochschulen 
befürchten zu Recht Rechtsunsicherheiten und einen Aufwuchs an Bürokratie und zusätzli-
chen Belastungen. 
 
In der durchgeführten Sachverständigenanhörung wurde unter anderem vorgebracht, der Ge-
setzentwurf stelle sich in Widerspruch zur zugesagten Kontinuität des Landeshochschulrechts 
mit seinen tragenden Elementen Hochschulfreiheit und Eigenverantwortung und setze damit 
einen wesentlichen Standortvorteil aufs Spiel.4 
 
 
Im Einzelnen: 
 
Insbesondere ist vor einer Zerfaserung des Disziplinarrechts gewarnt worden. Für Beamtinnen 
und Beamte, Tarifbeschäftigte, Studierende, Promovierende, Professorinnen und Professoren 
sowie sonstige Hochschulangehörige bestehen bereits unterschiedliche Rechtsverhältnisse 
mit jeweils eigenen arbeits-, dienst-, prüfungs-, ordnungs-, straf- und zivilrechtlichen Instru-
menten. Der Gesetzentwurf soll redlichkeitsrechtliche, integritätsrechtliche, disziplinarrechtli-
che und gefahrenabwehrrechtliche Sondertatbestände ergänzen. Ein solches Nebeneinander 
kann in der Praxis dazu führen, dass nicht schneller, klarer und betroffenenorientierter gehan-
delt wird, sondern dass Zuständigkeiten unübersichtlicher, Verfahren länger und Gerichtsver-
fahren wahrscheinlicher werden. 
 
Die DFG bewertet den Gesetzentwurf differenziert und verweist auf verbleibenden Klärungs-
bedarf bei Normklarheit, praktischer Anwendbarkeit und Anschlussfähigkeit an etablierte Ver-
fahren. Gerade daraus folgt: Hochschulrecht muss dort unterstützen, wo bestehende Verfah-

 
2 Vgl. Drs. 18/19676, Seite 3 f. 
3 Vgl. Drs. 18/19676, Seite 1 f. 
4 Vgl. Drs. 18/3546, Seite 1f. 
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ren Lücken haben; es darf aber nicht neue parallele Regelungswelten schaffen, die die ge-
wachsenen Selbstkontrollstrukturen der Wissenschaft überlagern.5 
 
Auch die Landespersonalrätekonferenz der wissenschaftlich Beschäftigten verweist auf beste-
hende Fürsorgepflichten und Probleme aus hierarchischen Abhängigkeiten in der Wissen-
schaft. Betroffene bräuchten verlässliche Ansprechpersonen, Schutz, Beratung, Verfahrens-
klarheit und Unterstützung – nicht ein Geflecht aus unklar abgegrenzten Zuständigkeiten. 6 
 
Das Landes-ASten-Treffen NRW kritisiert strukturelle Abhängigkeitsverhältnisse und äußerte 
erhebliche Bedenken hinsichtlich rechtsstaatlicher Grundsätze bei Ordnungsmaßnahmen, 
zum Beispiel im Falle eines zeitweisen Ausschlusses vom Studium und der damit einherge-
henden faktischen Gefährdung eines Studienerfolgs.7 Diese studentische Perspektive macht 
deutlich: Ein freiheitliches Hochschulrecht muss Betroffene stärken und rechtsstaatliche 
Grundsätze waren. 
 
Kritik kommt zusätzlich von grundsätzlichen Befürwortern einer weitergehenden gesetzlichen 
Regelung. Das Tikvah Institut kritisiert beispielsweise, die vorgesehenen Regelungen führen 
gerade nicht dazu, dass beispielsweise von Antisemitismus, Rassismus und anderen men-
schenfeindlichen Handlungen betroffenen Angehörigen der Hochschule Unterstützung oder 
ein subjektiv einklagbares Schutzrecht entstehen würde.8 Statt unübersichtlicher Verfahren 
und rein politischer Bekenntnisse brauche es klare und durchsetzbare Verantwortlichkeiten. 
 
Im Zusammenhang mit dem parallel im Gesetzgebungsverfahren befindlichen Landesantidis-
kriminierungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LADG NRW (Gesetz zur Vermeidung von Diskrimi-
nierung in Nordrhein-Westfalen) stößt der Gesetzentwurf auf erhebliche rechtliche Bedenken. 
Der Verband Hochschule und Wissenschaft zeigt sich besorgt, dass Mitglieder der Hochschul-
verbände ungerechtfertigte Folgewirkungen erleiden. 
 
Mit Blick auf die Finanzausstattung der Hochschulen wirft die Umsetzung des Gesetzentwurfes 
mehr Fragen auf, als er beantwortet. Unsere Hochschulen brauchen eine verlässliche Grund-
finanzierung. Die Zuweisung immer neuer komplexer Aufgaben verlangt auch die notwendige 
Bereitstellung der dafür erforderlichen finanziellen Mittel. Sowohl die Hochschulrektorenkon-
ferenz als auch der Wissenschaftsrat bezeichnen eine verlässliche Grundfinanzierung als 
wichtige Voraussetzung für ein leistungsfähiges Hochschulsystem.9 10 Die finanzielle Realität 
in Nordrhein-Westfalen beinhaltet hingegen Kürzungen der Grundfinanzierung. Eine stabile 
auskömmliche Grundfinanzierung gibt den Hochschulen die Möglichkeit, die Qualität der Lehre 
und die Zukunft unseres Hochschul- und Wissenschaftsstandortes zu gestalten und zu si-
chern.  
 
Dazu gehören ausreichende Lehrkapazitäten, gute Betreuungsangebote, moderne Labore, 
Bibliotheken, digitale Lernplattformen, faire Arbeitsbedingungen und planbare Studienange-
bote. Nordrhein-Westfalen braucht Hochschulen, die Studierende nicht nur immatrikulieren, 
sondern sie auch erfolgreich zum Abschluss führen. Dazu gehören Beratung, Orientierung, 

 
5 Vgl. Drs. 18/3494, Seite 1 ff. 
6 Vgl. Drs. 18/3479, Seite 1 und 6. 
7 Vgl. Drs. 18/3537, Seite 4 f. und 18 ff. 
8 Vgl. Drs. 18/3943, Seite 1-2 
9 Hochschulrektorenkonferenz: „Hochschulfinanzierung“, abgerufen unter: https://www.hrk.de/the-
men/hochschulsystem/hochschulfinanzierung/ (letzter Zugriff: 03.07.2026). 
10 Wissenschaftsrat: „Strukturen und Finanzierung“, abgerufen unter: https://www.wissenschafts-
rat.de/DE/Aufgabenfelder/Wissenschafts_und_Hochschulsystem/Hochschulen_und_Hochschulsys-
tem/Strukturen_und_Finanzierung/strukturen_und_finanzierung_node (letzter Zugriff: 03.07.2026). 

https://www.hrk.de/themen/hochschulsystem/hochschulfinanzierung/?utm_source=chatgpt.com
https://www.hrk.de/themen/hochschulsystem/hochschulfinanzierung/?utm_source=chatgpt.com
https://www.wissenschaftsrat.de/DE/Aufgabenfelder/Wissenschafts_und_Hochschulsystem/Hochschulen_und_Hochschulsystem/Strukturen_und_Finanzierung/strukturen_und_finanzierung_node?utm_source=chatgpt.com
https://www.wissenschaftsrat.de/DE/Aufgabenfelder/Wissenschafts_und_Hochschulsystem/Hochschulen_und_Hochschulsystem/Strukturen_und_Finanzierung/strukturen_und_finanzierung_node?utm_source=chatgpt.com
https://www.wissenschaftsrat.de/DE/Aufgabenfelder/Wissenschafts_und_Hochschulsystem/Hochschulen_und_Hochschulsystem/Strukturen_und_Finanzierung/strukturen_und_finanzierung_node?utm_source=chatgpt.com
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flexible Studienmodelle und didaktische Innovationen. Auch veränderte Erwartungen an digi-
tale und hybride Lehre verlangen zumindest mittelfristig mehr Kapazitäten und Ressourcen.  
 
Die Auswirkungen der Digitalisierung und sog. Künstlichen Intelligenz (KI) stellen unsere 
Hochschulen – Lehre und Lernen – und wissenschaftliches Arbeiten vor immer neue Heraus-
forderungen, z.B. auch in der Gestaltung von Prüfungsformaten.11 Hochschulen brauchen da-
her nicht nur rechtliche Klarheit, sondern sichere Infrastruktur und Finanzierung, um Rechen-
kapazitäten, datenschutzkonforme KI-Zugänge, didaktische Qualifizierung und Innovationen 
zu ermöglichen.  
 
Das Zentrum für Wissenschaftsdidaktik der Ruhr-Universität Bochum verweist in seiner Stel-
lungnahme zum Gesetzentwurf darauf, dass Prüfungsformate fachnah entwickelt werden und 
deshalb Hochschulen selbst entscheiden müssen, wann mündliche Prüfungen, Portfolios, O-
pen-Book-Formate, Projektarbeiten, Programmieraufgaben, Laborprüfungen, Reflexionsleis-
tungen oder KI-dokumentierte Arbeitsprozesse geeignet sind. Landesrecht soll dafür Frei-
räume eröffnen, nicht zentrale Detailvorgaben schaffen. 12 Digitalisierung dürfe nicht als Ersatz 
für gute Präsenzlehre missverstanden werden. Präsenzlehre sei angesichts zunehmender so-
zialer Vereinsamung und teils suchtartiger Nutzung digitaler Systeme sowohl sozial als auch 
für den Lernerfolg wieder zunehmend wichtiger.13 Digitalisierung muss deshalb die Qualität 
der Lehre, Inklusion, Studienorganisation und Anpassungsfähigkeit von Prüfungsformaten 
stärken. Sie darf nicht als Sparinstrument oder als Kompensation für unzureichende Grundfi-
nanzierung eingesetzt werden. 
 
Im Ergebnis setzt der Gesetzentwurf der Landesregierung und auch der Änderungsantrag der 
regierungstragenden Fraktionen auf Misstrauen, Detailsteuerung, zusätzliche Bürokratie und 
unklare rechtsstaatliche Verantwortlichkeiten.  
 
Vertrauen in Hochschulen bedeutet nicht Wegsehen. Es bedeutet vielmehr, bestehende 
Schutzpflichten ernst zu nehmen, klare Verantwortlichkeiten und niedrigschwellige Hilfe für 
Betroffene von Machtmissbrauch vorzusehen, rechtsstaatliche Verfahren zu sichern und 
Hochschulen mit den Ressourcen auszustatten, die sie für Prävention, Beratung und Interven-
tion neben exzellenter Lehre und Wissenschaft benötigen.  
 
Wir Freien Demokraten wollen unsere Hochschulen stärken, ihre Freiheit und Verantwortun-
gen verteidigen, exzellente Lehre und Forschung sicherstellen, und ihre Bedeutung für kon-
struktiven gesellschaftlichen Diskurs unterstreichen.  
 
 
II. Beschlussfassung 
 
Der Landtag Nordrhein-Westfalen stellt fest: 
 

• Die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen leisten einen wertvollen Beitrag für Bildung, 
Innovation, Transfer, Fachkräftesicherung, Demokratie, kulturellen und gesellschaftli-
chen Zusammenhalt. 

 
11 Hochschulforum Digitalisierung: „KI-Monitor 2025“, September 2025, abgerufen unter: https://hoch-
schulforumdigitalisierung.de/wp-content/uploads/2025/09/Blickpunkt_KI-Monitor25.pdf (letzter Zugriff: 
03.07.2026). 
12 Vgl. Drs. 18/3544, Seite 4. 
13 Vgl. Drs. 18/3544, Seite 5. 

https://hochschulforumdigitalisierung.de/wp-content/uploads/2025/09/Blickpunkt_KI-Monitor25.pdf?utm_source=chatgpt.com
https://hochschulforumdigitalisierung.de/wp-content/uploads/2025/09/Blickpunkt_KI-Monitor25.pdf?utm_source=chatgpt.com
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• Hochschulautonomie und Wissenschaftsfreiheit sind keine verwaltungstechnischen 
Privilegien, sondern Grundbedingungen erfolgreicher Hochschulen und exzellente 
Lehre und Forschung. 

• Der Gesetzentwurf der Landesregierung in der Fassung der Beschlussempfehlung des 
Wissenschaftsausschusses sieht in wesentlichen Teilen zusätzliche Detailsteuerung, 
neue Bürokratie und eine Misstrauenskultur gegenüber den Hochschulen vor. 

• Die Sachverständigenanhörung zum Hochschulstärkungsgesetz hat gezeigt, dass die 
Ziele eines sicheren, diskriminierungsfreien und wissenschaftlich redlichen Hochschul-
raums breit geteilt werden, der konkrete Regelungsansatz des Gesetzentwurfs aber 
erhebliche rechtssystematische, praktische und finanzielle Fragen aufwirft. 

• Der Schutz vor wissenschaftlichem Fehlverhalten, Machtmissbrauch und Übergriffig-
keit, Antisemitismus und andere Diskriminierungen verlangen eine klare Haltung, kon-
sequentes Handeln aller Verantwortlichen und einen konsistenten Rechtsrahmen. 

• Die Qualität der Lehre hängt wesentlich von ausreichenden Lehrkapazitäten, guter Be-
treuung, moderner Infrastruktur, didaktischer Innovation und planbaren Studienange-
boten ab.  
Digitalisierung und Künstliche Intelligenz eröffnen Chancen für innovative Lehre; sind 
aber kein Ersatz für auskömmlich finanzierte Präsenzlehre, persönliche Beratung und 
akademische Diskurskultur.  

• Eine verlässliche und auskömmliche Grundfinanzierung ist dafür Voraussetzung.  
 

 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Angela Freimuth 
 
und Fraktion 
 
 
 
 
 
 
 
 


